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Bundespräsident Köhler ernte-
te im September des letzten 

Jahres mit seiner Aussage, dass 
es überall in Deutschland große 
Unterschiede in den Lebensver-
hältnissen gäbe, ein Einebnen 
dieser Unterschiede den Sub-
ventionsstaat zementiere und der 
jungen Generation eine untragbare 
Schuldenlast aufbürde, teilweise 
Zuspruch aber auch vielfach öf-
fentlichen Aufschrei. Dabei gibt es 
auf der Fachebene der Raumord-
nungspolitik des Bundes und der 
Länder schon seit längerem eine 
Entwicklung, die dem Gehalt die-
ser Aussage Rechnung trägt und 
die – gemessen am traditionellen 
Selbstverständnis der Raumord-
nungspolitik – einem Paradigmen-
wechsel gleichkommt.

Raumordnungspolitik ist von 
Bund und Ländern lange Zeit über-
wiegend als eine Politik verstan-
den worden, die der Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse 
in allen Regionen Deutschlands zu 
dienen habe. Soweit Regionen mit 
Infrastruktur geringer ausgestattet 
waren als andere, die Arbeitslo-
sigkeit höher und die Einkommen 
niedriger waren als anderswo, 
war die leitende Vorstellung, dass 
diese Unterschiede auszuglei-
chen wären. Diese Leitvorstellung 
entstand in den fünfziger und 
sechziger Jahren des letzten 
Jahrhunderts, und die gestaltende 
Kraft einer solchen Politik wurde 
insbesondere Anfang der sieb-
ziger Jahre als besonders hoch 
eingeschätzt. Gewöhnt an hohes 
gesamtwirtschaftliches Wachstum,
sah die (Raumordnungs-)Politik 
ihre vornehmliche Aufgabe darin, 
dieses Wachstum (räumlich) zu 
verteilen. Angesichts ohnehin 
vorherrschender räumlicher Aus-
gleichstendenzen schien das Ziel 
gleichwertiger Lebensverhältnisse 
in allen Regionen des Bundesge-
bietes damals machbar und greif-
bar nahe.

Die raumordnungspolitisch sehr 
günstige Konstellation, nämlich 
räumlichen Ausgleich zu verwirk-

lichen ohne sich um die Quellen 
wirtschaftlichen Wachstums küm-
mern zu müssen, hielt allerdings 
nicht an. Mit dem nachhaltigen 
Rückgang der gesamtwirtschaft-
lichen Wachstumsraten und 
dem Anstieg der Arbeitslosigkeit 
schmolz der Gestaltungsspielraum 
der Raumordnungspolitik gemäß 
diesem Rollenverständnis. Spä-
testens beim Aufbau Ost zeigte 
sich dann, dass trotz immenser 
Transfers räumliche Unterschiede 
in den Lebensverhältnissen nicht 
auszugleichen sind und die ne-
gativen Wirkungen einer solchen 
Politik auf die gesamtwirtschaftli-
che Wachstumsbilanz nicht negiert 
werden können.

Angesichts dieser Entwicklun-
gen scheint die Raumordnungs-
politik von Bund und Ländern vor 
einem Umbruch zu stehen. Die 
Ministerkonferenz für Raumord-
nung, in der die zuständigen Bun-
des- und Landesminister vertreten 
sind, erarbeitet zur Zeit neue Leit-
bilder und Handlungsstrategien. 
Als zentraler neuer Leitgedanke 
schält sich heraus, dass die Raum-
ordnungspolitik zukünftig explizit in 
der Pfl icht stehen soll, einen Bei-
trag zum gesamtwirtschaftlichen 
Wachstum zu leisten. Räumliche 
Schwerpunkte, die besondere Be-
deutung für gesamtwirtschaftliche 
Wachstumsprozesse haben, sollen 

unterstützt werden. Für dünnbe-
siedelte und von Bevölkerungs-
rückgängen betroffene Regionen 
soll zwar weiterhin eine öffentliche 
Daseinsvorsorge geleistet werde; 
diese wäre aber an noch zu defi -
nierenden Mindeststandards zu 
orientieren. Zudem wird die Raum-
ordnungspolitik zukünftig stärker in 
der Rolle gesehen, die verschie-
denen Nutzungsansprüche an 
die Ressource Raum effi zient zu 
managen.

Vor dem Hintergrund der aku-
ten ökonomischem Probleme in 
Deutschland kann diese Neuaus-
richtung nur begrüßt werden. Sie 
trägt der Erkenntnis Rechnung, 
dass raumwirtschaftliche Struk-
turen und Zusammenhänge von 
hoher Relevanz für die gesamtwirt-
schaftliche Wachstumsdynamik 
und den Wohlstand eines Landes 
sind. Nach allen neueren Erkennt-
nissen ist die räumliche Ballung 
wirtschaftlicher Aktivitäten in vielen 
Fällen wachstumsfördernd. Ver-
mutlich haben wir in Deutschland 
in dieser Hinsicht nicht zu viel, son-
dern zu wenig Agglomeration.

Man mag einwenden, dass die 
Raumordnungspolitik ein „zahn-
loser Tiger“ sei. Sie habe letztlich 
wenig Durchschlagskraft, weil sie 
über keine nennenswerten eige-
nen Finanzmittel verfüge. Eine 
solche Einschätzung verkennt den 
enormen mentalen und adminis-
trativen Einfl uss, den die Raum-
ordnungspolitik hat. Sie hat in der 
Vergangenheit den Grundsatz des 
räumlichen Ausgleichs als Leitge-
danke politischen Handelns und 
anzustrebender Ziele im öffentli-
chen Bewusstsein sehr wirksam 
verankern können. Als so genannte 
Querschnittsaufgabe mit der Funk-
tion, die einzelnen Fachpolitiken im 
Hinblick auf ihre räumlichen Wir-
kungen hin zu koordinieren, ist sie 
an vielen Entscheidungen beteiligt. 
Wenn jetzt ein Paradigmenwechsel 
erfolgt, dann wird sich dies über 
kurz oder lang in den Köpfen und 
im administrativen Handeln nieder-
schlagen.
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